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§54
Fristgemäße Kündigung

(1) Der Arbeitsvertrag kann durch den Werktätigen und 
durch den Betrieb fristgemäß gekündigt werden. Jugendliche 
bis zur Vollendung des 18. Lebensjahres dürfen nur mit vor­
heriger schriftlicher Zustimmung der Erziehungsberechtigten 
kündigen.

(2) Der Betrieb darf einen zeitlich unbegrenzten Arbeitsver­
trag nur fristgemäß kündigen, wenn

a) es infolge Änderung'’der Produktion, der Struktur oder 
des Stellen- bzw. Arbeitskräfteplanes des Betriebes not­
wendig ist,

b) der Werktätige für die vereinbarte Arbeitsaufgabe nicht 
geeignet ist,

c) Mängel des Arbeitsvertrages durch die Beteiligten nicht 
beseitigt werden können (§ 45):

Die fristgemäße Kündigung durch den Betrieb setzt vor­
aus, daß er dem Werktätigen einen Änderungsvertrag über die 
Aufnahme einer zumutbaren anderen Arbeit oder, soweit das 
nicht möglich ist, einen Überleitungsvertrag angeboten und 
der Werktätige dieses Angebot abgelehnt hat.

(3) Der Betrieb darf einen befristeten Arbeitsvertrag nur 
fristgemäß kündigen, wenn

a) der Werktätige für die vereinbarte Arbeitsaufgabe nicht 
geeignet ist,

b) Mängel des Arbeitsvertrages durch die Beteiligten nicht 
beseitigt werden können (§ 45).

Die fristgemäße Kündigung durch den Betrieb setzt vor­
aus, daß die Übernahme einer zumutbaren anderen Arbeit 
im Betrieb mit dem Werktätigen nicht vereinbart werden 
kann.

(4) Die fristgemäße Kündigung durch den Betrieb bedarf 
der Schriftform unter gleichzeitiger Angabe der Gründe. 
Werktätige sollen ebenfalls schriftlich unter Angabe der 
Gründe kündigen.

§55

Kündigungsfristen und -termine
(1) Die Kündigungsfrist beträgt mindestens 2 Wochen. Im 

Arbeitsvertrag können Kündigungsfristen bis zu 3 Monaten 
und als Kündigungstermin das Monatsende vereinbart wer­
den.

(2) Für bestimmte Personengruppen können in Rechtsvor­
schriften besondere Kündigungsfristen und -termine festge­
legt werden.

§56
Fristlose Entlassung

(1) Bei schwerwiegender Verletzung der sozialistischen Ar­
beitsdisziplin oder staatsbürgerlicher Pflichten kann der 
Werktätige fristlos entlassen werden, wenn die Weiterbe­
schäftigung im Betrieb nicht mehr möglich ist. Die fristlose 
Entlassung ist in der Regel nur nach erfolglos gebliebenen 
Erziehungs- bzw. Disziplinarmaßnahmen vorzunehmen.

(2) Die fristlose Entlassung bedarf der Schriftform unter 
gleichzeitiger Angabe der Gründe.

(3) Der Betrieb ist verpflichtet, den Werktätigen bei der 
Aufnahme einer anderen Arbeit zu unterstützen.

§57
Gewerkschaftliche Zustimmung

(1) Jede vom Betrieb ausgesprochene fristgemäße Kündi­
gung und fristlose Entlassung bedarf der vorherigen Zustim­
mung der zuständigen betrieblichen Gewerkschaftsleitung.

(2) Bei der fristlosen Entlassung kann ausnahmsweise die 
Zustimmung innerhalb einer Woche nach erfolgter Entlas­
sung nachgeholt werden.

(3) Verweigert die zuständige betriebliche Gewerkschafts­
leitung die Zustimmung, entscheidet auf Antrag des Betriebes 
die übergeordnete Gewerkschaftsleitung bzw. der übergeord­
nete Vorstand endgültig.

(4) Der Betrieb ist verpflichtet, den Werktätigen über die 
Zustimmung zu unterrichten.

Besonderer Kündigungsschutz
§ 58

Der Betrieb darf
a) Kämpfern gegen den Faschismus und Verfolgten des 

Faschismus,
b) Schwangeren, stillenden Müttern, Müttern mit Kindern 

bis zu einem Jahr, Müttern während der Zeit der Frei­
stellung nach dem Wochenurlaub gemäß § 246 Absätze 1 
und 2 und alleinstehenden Werktätigen mit Kindern bis 
zu 3 Jahren,

c) Werktätigen während der Dauer des Grundwehrdienstes, 
des Dienstverhältnisses als Soldat, Unteroffizier oder 
Offizier auf Zeit und des Reservistenwehrdienstes,

d) Werktätigen während der Dauer der Arbeitsunfähigkeit 
wegen Krankheit, Arbeitsunfall, Berufskrankheit, wäh­
rend Quarantäne sowie während des Erholungsurlaubs

nicht fristgemäß kündigen.

§59
(1) Zur fristgemäßen Kündigung und fristlosen Entlassung 

von
a) Schwerbeschädigten, Tuberkulosekranken und -rekonva­

leszenten sowie Rehabilitanden,
b) Werktätigen ab 5. Jahr vor Erreichen des Rentenalter|,
c) Jugendlichen bis zur Vollendung des 18. Lebensjahres 

und Facharbeitern bis zum Ende des ersten Jahres nach 
Lehrabschluß

durch den Betrieb ist die vorherige schriftliche Zustimmung 
des für den Betrieb zuständigen Rates des Kreises bzw. Stadt­
bezirkes erforderlich. Die Kündigungsfrist für fristgemäße 
Kündigungen durch den Betrieb beträgt mindestens einen 
Monat.

(2) Zur fristlosen Entlassung von Kämpfern gegen den Fa­
schismus oder Verfolgten des Faschismus, Schwangeren, stil­
lenden Müttern, Müttern mit Kindern bis zu einem Jahr, Müt­
tern während der Zeit der Freistellung nach dem Wochen­
urlaub gemäß § 246 Absätze 1 und 2 und alleinstehenden Werk­
tätigen mit Kindern bis zu 3 Jahren ist ebenfalls die Zustim­
mung des für den Betrieb zuständigen Rates des Kreises 
bzw. Stadtbezirkes erforderlich.

(3) Bei der fristlosen Entlassung kann die Zustimmung des 
Rates des Kreises bzw. Stadtbezirkes ausnahmsweise inner­
halb einer Woche nach erfolgter Entlassung nachgeholt wer­
den.

(4) Der Betrieb ist verpflichtet, den Werktätigen über die 
Zustimmung zu unterrichten.

§60
Einspruchsrecht

(1) Der Werktätige hat das Recht, gegen einen Änderungs­
vertrag, eingn Aufhebungsvertrag, eine Vereinbarung über die 
Auflösung des Arbeitsvertrages im Überleitungsvertrag, eine 
fristgemäße Kündigung oder eine fristlose Entlassung Ein­
spruch bei der Konfliktkommission bzw. der Kammer für 
Arbeitsrecht des Kreisgerichts einzulegen. Er muß in jedem 
Fall Einspruch einlegen, wenn er die Rechtsunwirksamkeit 
herbeiführen will.


